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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Werner Dreibus,
Dr. Axel Troost, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 16/7831 –

Möglichkeiten der Eindämmung aggressiver Steuermodelle
bzw. Steuerplanungsmodelle

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Zahlreiche OECD-Mitgliedstaaten sahen sich in den vergangenen zehn Jahren
mit einer Zunahme aggressiver Steuergestaltungen seitens der Unternehmen
und vermögenden Privatpersonen konfrontiert. International agierenden Unter-
nehmen stehen national ausgerichtete Steuersysteme gegenüber. Im Privat-
bereich kommen Vermögenszuwächse und ein leichterer Zugang zu den Steuer-
oasen hinzu. Dies wird von Banken, Kanzleien und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften genutzt, um aktiv Steuergestaltungsmodelle – so genannte aggressive
Steuermodelle – (ATP) – zu verkaufen. Dies sind Gestaltungen zur gezielten
Steuervermeidung, ohne wirtschaftlichen Hintergrund beim Steuerpflichtigen.
In der Regel werden sie nicht weiter verfolgt, sobald das Steuermotiv wegfällt.
Aggressive Steuermodelle können massive Steuermindereinnahmen verursa-
chen.

Einzelne Staaten haben darauf mit Offenlegungs- bzw. Anzeige- und Genehmi-
gungspflichten für Steuerpflichtige und ihre Berater bezüglich von Steuer-
gestaltungen reagiert. So ist beispielsweise in Großbritannien der Vertreiber
(Promoter) verpflichtet, die beabsichtigte Auflage eines Steuermodells fünf
Tage nach Abgabe des Angebots an den Steuerpflichtigen bei den Behörden an-
zuzeigen. Der Steuerpflichtige erhält eine Identifikationsnummer und muss
diese seinerseits bei der Einkommensteuererklärung angeben. Der Vorteil die-
ser Verfahren liegt in einer sehr frühen Information der Behörden und der Mög-
lichkeit, zeitnah zu reagieren. Die betroffenen Länder USA, Kanada, Australien
und Großbritannien bewerten ihre Erfahrungen als positiv. Die Bundesregie-
rung hat in einem Schreiben an die Abgeordneten des Finanzausschusses zur
Einführung von Anzeige- und Registrierungspflichten (17. April 2007) nur ver-
halten Stellung bezogen.

Im Rahmen der OECD wurde – parallel zu den nationalstaatlichen Bemühun-
gen – beschlossen, die Arbeit im Bereich aggressiver Steuergestaltungen zu for-
cieren. Dazu wurde im Jahr 2005 eine Arbeitsgruppe zur Entwicklung einer Da-
tenbank zu aggressiven Steuergestaltungen, deren Erkennung und Entwicklung
von Ansätzen ihrer Bekämpfung eingesetzt.
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1. Wie schätzt die Bundesregierung die Steuermindereinnahmen aufgrund
aggressiver Steuermodelle bzw. Steuerplanungsmodelle aktuell ein?

Eine Schätzung der Steuermindereinnahmen ist nicht möglich, da insoweit kein
belastbares Zahlenmaterial vorliegt. Nach einer Studie des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW) besteht bei Kapital- und Personengesellschaf-
ten zwischen den in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nachgewiese-
nen Gewinnen und den steuerlich erfassten positiven Gewinnen eine Besteue-
rungslücke von 100 Mrd. Euro (Wochenbericht 5/2007 des DIW).

2. Von welchen aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen
hat die Bundesregierung aktuell Kenntnis?

Die Bundesregierung hat aktuell von Steuerplanungstechniken Kenntnis, die im
Zusammenhang mit Funktionsverlagerungen von Unternehmen, der Vermei-
dung der Betriebsstättenbesteuerung, internationaler Steuerarbitrage und Ab-
kommensmissbrauch stehen. Die Folge ist, dass es zu einer Nichtbesteuerung
(so genannte weiße Einkünfte), zu niedriger Besteuerung, einem Steuerauf-
schub oder einer Steueranrechnung bzw. Steuererstattung kommen kann.

3. In welchen Gremien der OECD und auf welche Weise sind derzeit die
Aktivitäten zur Eindämmung aggressiver Steuermodelle organisiert
(Arbeitsgruppen, Mitglieder der Arbeitsgruppen etc.)?

Die Arbeitsgruppe 8 des OECD-Steuerausschusses hat eine Unterarbeitsgruppe
„Aggressive Tax Planning“ (ATP) zur Bekämpfung aggressiver Steuerpla-
nungsmodelle eingerichtet, in der neben Deutschland inzwischen die Mehrzahl
der OECD-Mitgliedstaaten mitwirkt. Aufgabe der ATP-Gruppe ist die Samm-
lung von Steuerplanungsmodellen weltweit, deren Analyse und die Entwick-
lung von Strategien zu ihrer Aufdeckung und Bekämpfung.

4. Welche Vorhaben mit welchen Zeitabläufen wurden in Zusammenhang mit
Frage 3 definiert?

Zentrales Vorhaben der ATP-Gruppe ist die Einrichtung einer zentralen elektro-
nischen Datenbank, die alle von den OECD-Mitgliedstaaten gemeldeten Steu-
erplanungsmodelle in anonymisierter Form beinhaltet.

5. Welche Ergebnisse konnten in den unter Frage 3 in Frage kommenden
Gremien bereits erzielt werden?

Die Datenbank ist eingerichtet worden, sie befindet sich jedoch noch weiter im
Aufbau. Die ATP-Datenbank enthält bereits über hundert gemeldete Modelle.
Zur Auswertung der gemeldeten Modelle sind drei Fokus-Gruppen eingerichtet
worden, die mit einer ersten Analyse der gemeldeten Modelle in den Katego-
rien „hybride Gesellschaften“, „hybride Finanzierungen“ und „natürliche Per-
sonen mit hohem Vermögen“ begonnen haben.
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6. Wie bringt sich die Bundesregierung in diesen Prozess der OECD zur Ein-
dämmung von aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen
konkret ein?

Die Bundesregierung arbeitet von Anbeginn sehr engagiert in der ATP-Gruppe
mit und hat zu diesem Zweck einen Experten an die OECD entsandt.

7. Wie ist die Zusammenarbeit der Finanzministerien auf Länder- und Bun-
desebene mit den entsprechenden Gremien der OECD organisiert (Auf-
gabenverteilung etc.)?

Wie bei Steuerthemen üblich, ist die Bundesregierung durch das Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) in den OECD-Gremien vertreten. Das BMF unter-
richtet die Länder regelmäßig über den Fortgang der Arbeiten. Im Übrigen kön-
nen die Länder selbst auf die ATP-Datenbank zugreifen, sodass ein größtmög-
licher Informationsfluss gewährleistet ist.

8. Wie sind die Offenlegungspflichten bezüglich aggressiver Steuermodelle
bzw. Steuerplanungsmodelle in den einzelnen Mitgliedstaaten der OECD
ausgestaltet, und wie bewerten die betroffenen Staaten ihre Erfahrungen
konkret?

Offenlegungspflichten bestehen nur in wenigen OECD-Mitgliedstaaten; zu
nennen sind Großbritannien, Kanada und die USA. Ihnen ist gemeinsam, dass
sie nur für bestimmte Kategorien von Steuermodellen gelten.1 Zu den Wirkun-
gen der Meldepflichten in den ausländischen Rechtsordnungen sind bisher
keine offiziellen Verlautbarungen bekannt. Von den Vertretern der USA und
Großbritannien wird berichtet, dass die Maßnahmen effektiv und effizient seien
und die Entwicklung von Steuergestaltungen wirksam bekämpfen könnten.

9. Welche Vorteile können sich aus Sicht der Bundesregierung aus einer
Anzeige- und Genehmigungspflicht von aggressiven Steuermodellen bzw.
Steuerplanungsmodellen ergeben (bitte mit Begründung)?

Durch eine Anzeigepflicht könnte die Finanzverwaltung in die Lage versetzt
werden, Steuergestaltungen in Echtzeit zu erkennen – und nicht erst Jahre
später im Rahmen einer eventuellen Betriebsprüfung –, um dann rechtzeitig ge-
eignete Maßnahmen ergreifen zu können (insbesondere Unterrichtung des
Gesetzgebers). Demgegenüber ist ein Genehmigungsverfahren für Steuer-
gestaltungen schon aus verfassungsrechtlichen Gründen im Hinblick auf eine
mögliche Bindungswirkung des Gesetzgebers abzulehnen.

1 In den USA sind meldepflichtig: vom Internal Revenue Service gelistete Transaktionen, vertrauliche
Transaktionen, Transaktionen mit erfolgsabhängigem Beraterhonorar, verlustschaffende Transaktionen,
Transaktionen mit stark abweichenden Handelsbilanz-/Steuerbilanzwerten und Transaktionen mit kurzer
Haltedauer.
In Großbritannien gelten Meldepflichten im Bereich der direkten Steuern auf den Gebieten „Beschäf-
tigungsverhältnisse“ und „Finanzprodukte“, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
● Es handelt sich um ein Arrangement aus dem Bereich „Beschäftigungsverhältnis oder Finanzprodukt“.
● Es wird ein Steuervorteil damit erreicht oder bezweckt und der Steuervorteil ist einer der Hauptgründe

für die gewählte Gestaltung.
● Es muss u. a. das Merkmal „premium fee“ oder „confidentiality“ erfüllt sein, usw.
In Kanada sind Gestaltungen auf dem Gebiet der Kapitalanlagen oder im Zusammenhang mit Schen-
kungen meldepflichtig, wenn die vom Anbieter versprochenen voraussichtlichen Steuervorteile oder
Minderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlage in den ersten vier Jahren die Kosten der Gestaltung
zumindest decken.



Drucksache 16/8013 – 4 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

10. Wie könnte ein Verfahren zur Offenlegung und Genehmigung von
aggressiven Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen aus Sicht der
Bundesregierung sinnvoll ausgestaltet werden (gesetzliche Regelungen,
Kompetenzen von Bund und Ländern sowie ihrer Behörden usw.)?

Hierzu wird auf die Empfehlung des Finanzausschusses des Bundesrates zum
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2008 hingewiesen, siehe Anlage (Bundesrats-
drucksache 544/1/07, Nr. 51). Diese Empfehlung wurde aber vom Bundesrat nicht
aufgegriffen, da die Nachteile eines entsprechenden Verfahrens (z. B. erhöhte
Informationspflichten und Bürokratiekosten) von Gewicht sind. Die Bundes-
regierung hat das Projekt deshalb nicht weiterverfolgt.

11. Für welche Steuerplanungsmodelle wäre eine Anzeige- und Genehmi-
gungspflicht aus Sicht der Bundesregierung konkret geeignet, für welche
nicht (bitte mit Begründung)?

Aus Sicht der Bundesregierung käme eine Anzeigepflicht für grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen in Betracht, da der Steuervorteil regelmäßig nicht
allein aus der Inanspruchnahme der deutschen Steuerrechtsordnung, sondern
der gleichzeitigen Inanspruchnahme eines durch eine andere Rechtsordnung
gewährten Steuervorteils resultiert. Dieser Steuervorteil, der zusammen mit der
deutschen steuerlichen Behandlung erst den Vorteil der grenzüberschreitenden
Gestaltung ausmacht, ist der deutschen Steuerverwaltung regelmäßig weder be-
kannt noch gibt es insoweit Anlass, in jedem Fall nachzufragen. Die Mitwir-
kung des Steuerpflichtigen ist deshalb notwendig. Eine Anzeigepflicht für rein
nationale Steuergestaltungen ist entbehrlich, da diese durch die Einführung der
§§ 15b des Einkommensteuergesetzes (EStG) und 20 Abs. 2b EStG wirksam
eingeschränkt wurden.

12. Welche Hindernisse bzw. Nachteile sieht die Bundesregierung bei der
Einführung einer Anzeige- und Genehmigungspflicht aggressiver Steuer-
modelle bzw. Steuerplanungsmodelle?

Eine Anzeigepflicht ist mit der Einführung von Informationspflichten für Ver-
markter von Steuergestaltungen und Steuerpflichtige verbunden. Insoweit
stünde die Einführung einer Anzeigepflicht den Zielen des Bürokratieabbaus
entgegen.

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass durch die Einführung
einer Anzeige- und vor allem Genehmigungspflicht von aggressiven
Steuermodellen bzw. Steuerplanungsmodellen die aktuell vorherrschende
Fülle von Änderungen der Steuergesetze vermieden werden könnte (bitte
mit Begründung)?

Nein. Eine reine Anzeigepflicht von legalen, jedoch unerwünschten Steuerge-
staltungen hat keine rechtlichen Folgen. Sie kann politische Folgen haben,
wenn der Gesetzgeber zu der Auffassung gelangt, dass der Aufkommensverlust
und/oder die Steuergerechtigkeit eine Gesetzesänderung gebieten.
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Anlage
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